


Dies wurde im Zusammenhang mit den großen deutsdr-tsdrechisdren Arbeitertreffen
auf dem Jeschkenberge bei Reichenberg im Jahre 1870 deutlich, das zwar als ersten
Programmpunkt die Frage stelltq ,,\ilie wäre es möglicJr, eine Verbrüderung beider
Nationalitäten Böhmens zu erzielen?", und das audr von deutsdren Teilnehmern
und Historikern als Beweis der internationalen Zielsetzung des Treffens gewertet
wurde a. In 'Vüirklichkeit war das Meeting von jungtsched:ischer Seite unter Gr6gr
gescJrid<t manipuliert worden, um eine möglichst geschlossene Haltung der Ar-
beitersdraft für die tschechischen Forderungen betreffend das bohmische Staats-
recht zu demonstrieren 5.

Es konnten damals weder die tschedrischen nodr die deutsdr-österreichisdren
Gruppen als sozialdemokratisdre Partei bezeichner werden. In organisatorischer
Hinsidrt war die Entwid<lung in Osterreich hinter der Entwiddung im Deutschen
Reidr zurücJrgeblieben. Zwar erklärte sidr eine Versammlung tschedrischer Arbeiter
am 17, August 1.873 in I7ien zur ,,Selbständigen Partei der tsdredroslawisdren
Arbeiterschaft", doch griff diese Bezeidrnung der tatsädrlichen Entwiddung weit
voraus. Viel interessanter, vreil für die sowohl nationale als audr internationale
Haltung der Tsdrechen typisclr, ist die Resolution der \Tiener Versammlung, in
der gefordert wird, ,,daß ein Kongreß der Arbeitersclaft aller in (Jsrerreidr be-
stehenden Nationen einberufen werde, der sich über ein gemeinsames Programm
einigen und insbesondere in der für CIsterreich so widrtigen nationalen Frage spre-
dren soll, alle die Völker zur gerechten Anerkennung bringt und damit die Ent-
widrlung und Vervollkommnung der versdriedenen Völker und ihrer Arbeiter-
sdraft unterstützt und so die Einigung der Arbeiterschaft ohne Rücl<sicht auf die
Nation zu gemeinsamer \Tirksamkeit herbeiführt" 6. Ahnliche Resolutionen hat
es bis zur Trennung der tsdrechoslawisdren Partei von der gesamtösterreidrisdren
Sozialdemokratie im Jahre 1911 mehrmals gegeben: man versudrte sowohl die

"Entwicklung 
und Vervollkommnung der verschiedenen Völker" als auch die

,,Einigung der Arbeitersdraft ohne Rüd<sicht auf die Nation" zu erreidren, ob-
wohl dies eigentlich unvereinbare Ziele waren, die an die Ungereimtheiten des

Austromarxismus erinnern. Diese \flidersprücfie waren teilweise bedingt durdr die
nationalistisdren Parolen der bürgerlichen Parteien, die von den Arbeitergruppen
nidrt ignoriert werden konnten. Sie zeigen aber audr, daß die Arbeiterbewegung
keinen einheitlichen Standpunkt in der nationalen Frage erarbeitet hatte, obwohl
dieses Problem bis zum Ende des Ersten \ileltkrieges eine immer stärkere Rolle
spielte und das politische Zusammenwirken von tschechischen und deutschen Ar-
beitern teilweise unmöglich madrte.

Flans Momrnsen erklärt das Nebeneinander von nationalen und internationalen

500 Jahren deutsdr-tsdrechoslowakisdrer Gesdriclte. Hrsg. von Karl Obermann
und Josef Poli$ensky. Berlin 1958, S.33t-370. Außerdem Mommsen, Hans:
Die Sozialdemohratie und die Nationalitätenfrage im Habsburgisdren Vielvölkerstaat.
S7ien 1963, S.79.
Siehe Obermann 333.
Mommsen 79.
Zit. nadt Strauß, Emil: Die Entstehung der deutsdrböhmisdren Arbeiterbewegung.
Prag 1925, S. 124.

Zielsetzungen in der österreidrischen Sozialdemokratie mit dem literarischen Dilet-
tantismus der Arbeiterjournalisten, die allzu gern in Kategorien dadrten, die eher
in weltbürgerlidr-klassisctren Bildungsideen als in der politischen \ilirklidrkeit Oster-
reidrs wurzelten ?. Diesem besonders auf deutscher Seite verbreiteten Konzept
vom Sozialismus als quasi internationalistisdrer Kulrurbewegung sranden allerdings
audr realistisdre Stimmen entgegen, weldre die zentrifugale Dynamik der natio-
nalen Frage erkannten. Schon 1881 erklärte Karl Kautsky, ,,daß in Osterreidr
und namentlich in Böhmen eine Ara der Versöhnung auf Grundlage der herrschen-
den Parteien unmöglidr ist" s, und Mitte der adrtziger Jahre war er bereits so
pessimistisdr, daß er die nationale Befriedung vom Sturz der ,,großen und kleinen
Bourgeoisie" abhängig machte. Dieser werde ,,unter so gewaltigen Konvulsionen
vor sich gehen, daß sie Osterreidr in Stüd<e reißen werden" g. Kautsky betrachtete
die Situation in Osterreich deshalb so negativ, weil er den Zusammenhang zwi-
schen nationalen und sozial-ökonomischen Problemen erkannr harre 10 und keine
Änderung der sozialen verhältnisse in absehb arcr Zeft zu erwarren war.

Doch zurück zur Chronologie: Mehr als zehn Jahre vor der Gründung der ge-
samtösterreidrisdren Partei in Hainfeld im Jahre 1889_entstand im Jahre_ 1828

enläßlidr eines iilegalen, d. h. von den Behörden nicht genehmigten Kongre{g in
&ag:n :svrr or"dillh-M
Programm war ähnlidr dem Gothaer Programm der reichsdeutschen Partei. Be-
treffend die nationale Frage beschloß der Kongreß ,als Prinzip das Reclt auf
freie Selbstbestimmung der Nationen". Äußerdem hieß es, ,,jede Partei muß nach
der Nationalität organisiert sein; erst danach kann zur völligen Vereinigung aller
geschritten 'werden" tr. Auf ihrem Parteitag in Langenbrud< im gleidren Jahr
erkannte die österreichische Partei die Selbständigheit der tschechisdren Organi-
sation an 12.

Auf deutscler Seite entstand Ende der siebziger Jahre im Reichenberger Gebiet
ein Zentrum sozialdemokratisdrer Tätigkeit, wohin audr für einige Jahre die öster-
reichisc}re Parteizentrale verlegt wurde, doch war diese Verlegung nidrt nur eine
\7ürdigung der dort von Leuten wie Ferdinand Schwarz, Josef HannicJr und \fiI-
helm Kiesewetter geleisteten Arbeit, sondern audr das Resultat von inneren Aus-
einandersetzungen in \fien und Deutschösterreich. DocJr litt die deutsc}e und tsdre-
chisdre Partei nicht nur unter zum Teil sehr schädlidren Flügelkämpfen zwischen
Radikalen bzw. Anardristen und Gemäßigten, sondern audr unter zunehmend
sdrärferen Verfolgungen durch die Polizei. Im Jahre 1885 war ein Tiefpunkt er-
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Mommsen 70.
Kautsky, Karl: Die nationale Bewegung in Böhmen. Sozialdemokrat vom 21.Juli
1881.Zft. nach Mommsen 72.
Brief Karl Kautskys an Friedridr Engels vom g.Januar 1S85.Zit. nach Momm sen72.
In dem Brief an Engels heißt es weiter: ,,I[as idr ausführen wollte, ist, daß in Oster-
reidr die Nationen vielfadr nidrt neben, sondern übereinander gesdrichtet sind . . - ,
daß daher der Föderalismus die nadonale Frage in Usterreiö tti.l-,r 2., lösen vermag,
wie audr überhaupt kein politisches System."
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reicht, der praktisch den Neuaufbau der sozialdemokratisdren Arbeiterbewegung
erforderlich madrte.

Die Relionstruktion der Partei war im wesentlidlen das \üerk Victor Adlers, der
durdr kluges Taktieren und unter Opferung seines beträchtlidren Privatvermögens
nidrt nur den \fliderstand des radikal-anardristischen Flügels auf deutscher und
tsdredrisdrer Seite, sondern auch die Quertreibereien seitens der Jungtschechen
überwand. Zunäcihst gelang es ihm, unter Umgehung der Ausnahmegesetzgebung,
durch Ausnutzung der legalen Möglidlkeiten die Parteipresse und das organisato-
risdre \flirken der Partei wieder zu ordnen. Die vielsclichtigen Schwierigkeiten,
u. a. hervorgerufen von den Gegensätzen zwischen der Prager tschedrisdren Gruppe,
die im Fahrwasser der Jungtschechen segelte, und anderen tsdreclischen Gruppen
in Brünn und Proßnitz, Störversuchen der Regierung und des Parlaments sowie

grundsätzlidren Bedenken auf tschedrisdrer Seite gegen eine übernationale Partei,
erforderten jedodr zahlreidre Kompromisse. Dies wurde sowohl bei der Vorbe-
reitung des sogenannten tsdrechischen Einigungskongresses \fleihnachten 1.887 in
Brünn als auch bei der nachfolgenden Vorbereitung des Hainfelder Gründungs-
parteitages, der zum Jahreswechsel 1888/89 stattfand, deutlidr. So vermied der

tsdredrische wie der gesamtösterreiclisdre Parteitag eine ausführliche Stellungnahme
zur Nationalitätenfrage und die Diskussion eines in Detailfragen gehenden Partei-
programmes. Im tsdredrischen Programm von 1878 steht sogar der auf die spätere

Koalitionsbereitschaft der Tsdredren gegenüber bürgerlidren Parteien hinweisende

Satz: ,,Sollte sic} in CIsterreidr außerhalb der sozialdemokratischen nodr eine

andere dieselben Ziele anstrebende Partei bilden, legt ihr unsere Partei keine Hin-
dernisse in den 'Weg, übernimmt aber audr keine Verantwortung für deren Hand-
lungen 13." Eine nicht unwesentlidre Konzession der Tschechen gegenüber Adler
war das Abgehen von der bereits in Bievnov aufgestellten Forderung nadr dem

Selbstbestimmungsredrt der Nationen, denn in Brünn ril/ar nur nod: von ,,sprach-
licher Gleichberedrtigung" die Rede. Flans Mommsen bezeidrnet dies als Beweis

für das Nichtvorhandensein eines westeuropäischen Nationalbewußtseins; wahr-
sdreinlidrer jedodr ist, daß dieses Thema von den Tsdredren auf Anregung Adlers
nur in abgeschwächter Form formuliert wurde 1a.

Das Primat der nationalen Frage

Unter ähnlic}en Umständen ging der Hainfelder Parteitag über die Bühng auf
dem zwar eine gesamtösterreichische Partei gegründet wurde, die aber eigentlicJr

nur eine deutsdr-tscfiechische war, denn es gab damals weder in Polen noch im süd-

slawischen Teil der Monarchie ausgebildete sozialdemokratisdre Gruppierungen,
obwohl ein Pole und zwei Slowenen an den Hainfelder Beratungen teilnahmen.
Analog zum Verhalten der Tschechen in Brünn wurde die nationale Frage nur
beiläufig behandelt und an Stelle eines Prograrnmes wurde nur eine 

"Prinzipien-

Zit. nadr B r ü g e l, Ludwig: Gesdriclte der österreidrisdren Sozialdemokratie. 5 Bde.
\üien 1922-1925, hier Bd. 3, S. 388 ff.
Vergleidre Mom m se n 148.

erklärung* besdrlosseno in der es zur nationalen Frage lediglich heißt: ,,Die Sozial-
deqüt-erlt".he--Arbe-rterB-utei--r-a-Ssterd ist sise-jple.sqar'-o-+ele*-pemg--
ulq9l,lt d-ie, Y-qnreelrte -der.-Natjo.rr-e,n-.e,beusp, ,vie-die.*rl-e.-C-.to.t:,j"ip"_esrfZSs_ü
der Ab-93mT9F un-d- 9-1!lä4, de$. dp-r -Ka-p-{-g-".es-'-'d-i-e"Au-s-b*euquqs lcügts-qtsoal--
sein muß wie die Ap:b:g_.HIH_qdhgL:T_*D_S.r-,+^q_.h war Hainfeld ein-gioß;; Erfdg-
und än-Meilä;;il-il ä;ö""rhi.h;; d;i osierreicl'ischen Sozialdemokratie, denn
es war erstmals gelungen, ,,ein loclceres Bündel von sozialdemokratischen poli-
tischen Vereinen und Gewerkschaften" (Mommsen), deren Mitglieder recht hetero-
gene national- und gesellsdraftspolitische Zielsetzungen venraten, unrer einen ge-
meinsamen Mantel zu bringen und zumindest die Voraussetzungen für das zahlen-
mäßige \fladrsen der Arbeiterbewegung zu schaffen.

In diesem Zusammenhang ist allerdings darauf hinzuweisen, daß die aus dem
Hainfelder Gründungsparteitag hervorgegangene Partei den Tschechoslawen eine
Sonderstellung einräumtg die jene auch gleich in die politische Praxis umzusetzen
versudrten. So erklärte der Prager Delegierte Körber in Hainfeld: ,,\fir .werden

entgegen anderen Parteien darauf hinweisen können, daß rilrir uns zwar inter-
national solidarisd: erklärt haben, daß aber die gesamte nationale Arbeiterschaft
dem Nationalgefühle nicht entgegensteht, das im engeren Sinne nur eine Vater-
landsliebe ist [und] wir uns hierdurdr den \7eg zu den unteren indifferenten Krei-
sen, die dem Nationalitätsgefühle bisher unzugänglich waren, bahnen werd,en 10...

\flenn man überdies bedenkt, daß der in den folgenden Jahren unrer Adler weiter
verfolgte Aufbau der Parteiorganisation in enger Anlehnung an die reichsdeutscfie
Sozialdemokratie durchgeführt wurde, dann überrascht die in der Folgezeit ein-
setzende nationale Identifizierung der tschechoslawischen Genossen kaum. Doch
in nodr giner anderen und in der Literatur meist übersehenen Hinsicht kam der
Hainfelder Parteitag den Tscledroslawen enrgegen: die von den Delegie6en ver-
abschiedete und unter enger Mitwirkung Karl Kautskys entsranden. p-rogr"n1-"-
tische Erklärung entsagte jeglichem revolutionären Pathos und auch d.i nJrd.rung
nach der Diktatur des Proletariats. Die Erhlärung war zwar marxistisc! aber evo-
lutionär. Die Forderungen nach dem allgemeinen, gleicJren und direkten \X/ahl-
recht, Presse- und Versammlungsfreiheit, Arbeiterschutzgesetzgebung und Gewerl-
sdraften sowie kostenloser Bildung und Ausbildung erschienen zumindest lang-
fristig realisierbar und fanden unter den tsdrechischen Arbeitern positive Aufnahme.
Aus diesen Gründen blieb das Hainfelder Programm, nach geringer Abänderung
im Jahre 1901, für die tsdredroslawisdre partei bis t91g .t.rbi,rJ[c]r it.

,P'-tg Tx:gqr&.:S.:i9*'€qq:$t"o-n"g'"rPietvtitglied.'iafil.nr;n-@*i"
audr die Zunahme der an sozialdemokratischen Veranstaltungen teilnehmenden
Mensdien. An einer Maikundgebung in Prag im Jahre 1890 sollen 40 OO0 Teil-
nehmer gezählt worden sein. Bei den \(ahlen in Böhmen im Jahre 1891, als Sozial-

rt Zit. nadr Srrau ß 232f.
rs Zit. nadr Mommsen 151.tt,Y?rak, Jiii: The Czechoslovak Social Democratic Party. MS Diss. phil. Columbia

University. New York 1960, S.9.
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demokraten-erstmals teilnahmen, erhielt die Partei 2,8 Prozent der Stimmen und

in Sdrlesien entfielen 4,6 Prozent der Stimmen auf die Sozialdemokratie 18. Diese

Ergebnisse qraren zum Teil auf das unhaltbare 'Wahlsystem jener Zeit zurückzu-

führen, das die Stimme eines Grundbesitzers bewerten konnte wie 40 Stimmen

einkommenssdrwadrer Industriearbeiter oder 170 Stimmen von Landarbeitern. Die
Partei konzentrierte deshalb einen wesentlichen Teil ihrer politischen Arbeit auf
die \Tahlrechtsreform, zumal diese Forderung von allen nationalen Gliederungen

unrersrützt werden konnte. Ein anderer Grund ftir die Aktivierung der politisdren

Tätigkeit war der Durdrbrudr des Antisemitismus und Nationalismus in'der öster-

reidrisdren Innenpolitik, auf weldre die Partei reagieren mußte. Allerdings sdrien

die Parteiführung ihre Agitation hauptsächlich auf die Gewinnung neuer Mit-
glieder unter den Industriearbeitern auszuridrten, denn nicht wenige Funktionäre
waren der Meinung, daß aufgrund der Verelendungstheorie die politisch neutralen

oder im nationalistischen Lager stehenden kleinbürgerlidren S&idrten der Partei

ohnehin zufallen würden und der Nationalismus als rein bürgerlidres Phänomen

bald zurüd<gedrängt sein würde. Die politische \Tirklichkeit der neunziger Jahre
war jedodr umgekehrt; der Nationalismus erfaßte besonders die bisher als sozial-

demokratiscle Zielgruppen angesehenen Bevölkerungsteile und madrte der Partei

den bisher sicheren Alleinvertretungsansprudr bei den unteren Schichten streitig.

Die Tschedroslawen, deren Führung inzwischen durch den Zugang neuer Per-

sönlichkeiten aus dem studentischen Lager etwas ,,redrtslastiger" geworden war,
und deren Gliederungen wieder einmal in verscfiiedene Richtungen tendierten,

erkannten die geänderte Konkurrenzsituation wahrscheinlich früher als die deut-

schen Genossen und drängten auf größere organisatorisdre Distanz zur Gesamt-

partei. Auf dem 'Wiener Parteitag im Jahre 7897 präzisierte Anton{n Nömec

die tschechisdren Vünsdre folgendermaßen: Es sei nidrt vertretbar, ,,daß die Partei-
tage der deutschen Genossen zugleidr Gesamtparteitage der österreidrisdren Sozial-

demokratie sind". Man wolle ,,keine gemeinsame österreidriscihe sozialdemokra-

tische Partei, sondern eine geeinte Partei, $relche aus den verschiedenen Nationali-
räten zusammengesetzt ist" 1s. Franti5ek Soukup ließ sogar durchbliclcen, daß

die Tschechoslawen bald ihre völlige Selbständigkeit fordern würden, denn die

tsdrechisdren Sozialisten erwarteten eine ,,neue, mäcltige Entwid<lung" und wür-
den bald ,,im tsdrecihisdren Volk eine dominierende Stellung einnehmen"l eine

jede Nation müsse ,,selbst am besten wissen, was ihr paßt" 20. Der \fliener Partei-
rag besdrloß daraufhin die Reorganisation der Partei, die fortan praktisch eine

,,Föderation taktisdr und organisatorisch weitgehend selbständiger nationaler Par-
teien" (Mommsen) war.

Aus dieser Sidrt betracihtet erscheinen der Brünner Parteitag von 1899 und das

dort verabsdriedete Nationalitätenprogramm in einem ingesamt negativen Lidrt,
Damals hatte die Partei nadr dem Scheitern des internationalistischen Gedankens

18 Tobolka, Zdenäk: Politicke däjiny öeskoslovenskdho näroda
tschedrosl. Nationl. 8d.3. Prag 1934,5.29t,

rs Zit. nadr Mommsen 205.
20 Prävo Lidu vom 22.September 1899. Zit. nach Mommsen 324.
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noch einmal versudrt, einen Rahmen für die Zusammenarbeit der verschiedenen
Nationen in der Gesamtpartei und innerhalb des Staatswesens herzustellen. Die
Parteiführung war gezwungen, aufgrund u!'tersdriedlidrer Vorstellungen über den
Inhalt nationaler Autonomiebegriffe, die besonders zwischen Deutschen und Tsche-

dren deutlicl wurden, ein ,Kornpromißprogramm" zu finden, was jedodr nadr
den bitteren Erfahrungen der tschechoslawischen Genossen in der Frage des böh-
misdren Staatsrechtes nicht leidrt sein würde. Letztere hatten nach der begrenzten
tVahlrechtsreform von 1897 fünf Abgeordnete in den Reidrsrat entsenden können.
Dort wurde von ihnen in einer gemeinsamen Erklärung die traditionelle Forde-
rung der tsdredrischen bürgerlidren Parteien nadr dem sogenannten böhmischen
Staatsrecht abgelehnt. Der daraufhin einsetzenden nationalistischen Kampagne
gegen die tschedroslawisdre Sozialdemokratie versuchte die Partei teilweise dadurch
zu begegnen, indem sie ebenfalls nationalistischere Töne anschlug, was sidr ent-
sprechend negativ auf den Verhandlungsstandpunkt der Tschechen in Brünn aus-
wirkte. \7orum es den tsdrechisdren Genossen ging, wurde bereits bei der Diskussion
einer von Adler und Pernerstorfer mitverfaßten vorbereitenden Resolution deut-
lich, die im tsdrechisdren Lager als zu allgemein formuliert angesehen wurde. So

schrieb Frantilek Soukup im Prävo Lidu, das ,,Endziel" sozialdemokratischer
Politik könne nur die volle Autonomie der Nationen sein; in der Zwischenzeit
aber müsse die Partei ,,die natürliche Entstehung national abgegrenzter Verwal-
tungsgebiete begänstigen* 20. Das waren Forderungen, die weit über die spradrlich-
kulturell begrenzten Autonomievorstellungen der deutsdren Genossen hinausreich-
ten und die sogar als ,,sozialdemokratische Version des böhmischen Staatsrechtes"
(Mommsen) bezeichnet worden sind und als \Tunsdr nach einem eigenen National-
staat gedeutet werden können.

Das dann beschlossene Brünner Nationalitätenprogramm kam den tschechischen

Vorstellungen durch eine großzügigere Definition des nationalen Autonomieprin-
zips beträchtlicJr entgegen. Sein größter Mangel war wohl, daß es die großen The-
men im damaligen Nationalitätenstreit, nämlidr Spradren-, Amter- und Schul-
fragen, aushlammerte und die Gesamtpartei auf einen Staat festlegte, dem sidr
die nidrtdeutsdren Nationen nidrt in gleidrem Maße verbunden fühlten vrie die
deutscfien sozialdemokratisdren Parteiführer. Die deutsche Sozialdemokratie Oster-
reidrs hat sictr mit ihrer staatserhaltenden Politik bis zum Ende der Monardrie
hinter das Brünner Programm gestellt; die Tsc}edren tendierten sdron früher zur
Forderung nadr dem nationalen Selbstbestimmungsredrt.

Das zentrale Thema sozialdemokratisdrer Politik nadr Brünn war die Forderung
nadr dem allgemeinen \Tahlrecht. Die Obstruktion im Reidrsrat und in den Land-
tagen hatte zur permanenten Staatskrise geführt, an der die Sozialdemokratie von
allen politischen Gruppen wohl am wenigsten Schuld trug. Dennoch wurde die
Partei von den Rüd<wirkungen der Krise nidrt ausgenommen, zumal die allge-
meine Radikalisierung der politischen Sitten den Aufstieg deutscher und tschecii-
sdrer nationalistischer Arbeiterparteien beschleunigte. Angesidrts heftiger Kritik
aus den eigenen Reihen über die ergebnislose staatstreue Haltung der Gesamtpartei
auf dem Salzburger Parteitag gestand damals sogar Victor Adler, ,wir müssen
es uns versagen, die einzige und widrtigste Aufgabe der Sozialdemokratie darin

[Polit. Gesdr. der
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zu sehen, uns mit diesem Staate abzugeben" 21. Daß er den Staat in seiner bis-
herigen Form abgeschrieben hatte, beweist auch sein bitteres Urteil über die ,,ösrer-
reid:isdren Patrioten", die er als ,,die eigentlidren Verräter an den Völkern Oster-
reichs" bezeichnete 22. Die Außerungen lassen erhennen, daß Adler dem Staat
keine Zukunft mehr gab, und es verwunderc audr kaum, daß in den Gliederungen
der Partei zentrifugale Tendenzen zunahmen.

Dies führte zu erheblichen Di{ferenzen zwischen der 'Wiener Parteiführung und
der tschedrisdren Zentrale. Die tsdrechischen Genossen ließen sich von der zum Teil
revolutionär anmutenden Agitation der Tschedrischen Sozialisten ansred<en und
ernteten deutlidre Kritik in \[ien, wo man die Meinung vertrar, daß Zurüd<hal-
tung besser sei, solange ohne Hilfe der Krone keine Fortschritte in der \flahlrechts-
frage zu erwarten warcn. Auf dem Gesamrparteitag in \ffien im Jahre 1905 kam
es hierüber fast zum Bruc} zwisdren der deutsdren und der tsdredrischen Partei.
Aus den Protokollen des Parteitages geht deutlich hervor, daß es den deutschen
Delegierten an hinreidrender Einsicht über die schwierige Konkurrenzsituation der
Tsdrechen durch die nationalistische Agitation der Tsdrechischen Sozialisten man-
gelte, während den tschechischen Vertretern der Vorwurf nicJrt erspan werden
kann, daß sie sidr wenig Mühe machten, die Gründe für das vorsichtige Taktieren
der \fiener Parteiführung anzuerkennen. Es ist nicht auszuschließen, daß die Ge-
samtpartei bereits während des \Tiener Parteitages und nodr vor Erringung ihres
wohl größten Erfolges in der \Wahlrechtsfrage auseinandergefallen wäre, wenn
nidrt während der Beratungen die Nadrricht vom sogenannten Zarenmanifest
eingetroffen wäre, worin den Nationen des russischen Reiches das allgemeine und
gleidre \flahlredrt versprodren worden war. Die ansdrließende verhältnismäßig
schnelle Verabsd:iedung der \Tahlredrtsreform redrtfertigte die Vorsichr der \flie-
ner Führung; das im Vergleidr zu den deutschen Genossen noch erfolgreichere Ab-
sdrneiden der tschedroslawisdren Sozialdemokratie in den erstmals nadr dem neuen
\üahlgesetz ausgetragenen Reichsratswahlen von 1907 ließ aber auch erkennen,
daß die Einbeziehung der unteren Mittelschidrten in die Agitation der Tschechen
ein aus ihrer Sidrt ver*etbares Konzept war.

Die Trennung r)onTscheclten and Deatschen

Obwohl die Sozialdemokr4tiq als die mit Abstand stärkste Partei aus den \flah-rrlen .heryorgegangen war, konstituierten sicl die Abgeordneten nicht als gemein-

:"qe tr
Zgl"_b"€*dl_._*c_eplgllA*stj+jhrp.llqtissaleg.,B-eltandre-ile zedalles_yjllde,A"ß""*
Anlaß für das Aussdreiden der tschedroslawisdren Partei aus der österreichischen
Sozialdemokratie im Jahre 1911 war die Zuspitzung des Streites über die Grün-
dung separater Gewerksdraften durch die Tsclecfien. Die Deutsdren wollten, sicher-
lidr in erster Linie im Interesse der Stärkung der gesamrpaneilichen Führung, das
Prinzip zentral geleiteter Gewerksdraften nidrt aufgeben; die Tschedren aber for-

21 Parteitagsprotokoll Salzburg 1904. Zit. nadr Mommsen 352.s2 Ebenda.
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derten im Sinne der seit dem'Wiener Parteitag von 1897 bestehenden föderativen
Struktur der Gesamtpartei das Recht, eigene Gewerksdraf.ten zv bilden. Diese
waren aufgrund der Tatsache, daß sie zu den wirksamsten \Taffen sozialdemo-
kratischer Politik zähhen, von größter VicJrtigkeit für die Partei. Überdies waren
die Tschedren über das Verhalten der \iliener Zentrale während der \flahlrechts-
kämpfe im Jahre 1905 verstimmt, als die Gesamtpartei die Absicht der Tschechen

durcl:kreuzte, ihren Forderungen mit Hilfe eines Generalstreiks in Böhmen mehr
Nacldruck zu verleihen 23. Als die tsdredrisdren Gewerkschaften etabliert waren
und eine entsprechende Mitgliederbasis erreicht hatten, erklärte sidr die mchecho-

slawische Partei im Jahre 1910 mit ihnen solidarisch. Dies geschah im \fliderspruch
zu den \flünschen der Sozialistisdren Internationale, weldre das Prinzip der ,,ge-

werkschaftlichen Einheit in jedem Staat" vertrat. Obwohl den Tschechen während
des Kongresses der Internationale itn gleidren Jahre mit dem Ausschluß aus der
Dachorganisation gedroht wurde, bestanden sie auf getrennten gewerkschaftlichen
Organisationen. Daß es ihnen in Tflirklidrkeit um mehr als nur gewerkschaftliche
Fragen ging, beleuchtet ein Kommentar ihres Parteiorgans Prävo Lidu, in dem
es hieß: ,,\7ir werden gegen ihren fdeutschen] Chauvinismus kämpfen, der von
uns verlangt, daß wir ihnen bei der Erhaltung der deuts&en Flerrsdraft und deut-
sc}er Privilegien in Osterreich helfen. Die deutsdren Sozialisten haben kein Redrt,
von uns zu verlangen, daß wir unseren Kampf für die tschechische Nation auf-
geben ea." Diese Haltung hatte sidrerlicl die unterstützung der sozialdemokrati-
sdren \ilähler unter den Tsdrechen.

In den'Wahlen von 1911 konnte die tschechoslawische Partei Stimmen und einen

Sitz im Reichsrat hinzugewinnen. Sie verfügte inzwischen über nahezu 150 000

eingeschriebene Mitglieder. Nur eine Minderheit von sogenannten Zentralisten
sträubte sich gegen die Trennung von \flien und spaltete sicfi von der tscheclo-
slawischen Partei ab, erhielt aber nur t9 367 Stimmen in den Reichsratswahlen,
während die Mehrheitspartei 357 439 \flähler auf ihrer Seite hatte 25. \ilährend
die tsdredroslawische Partei au,s dem föderativen Verband der Gesamtpartei aus-

sdried, suchte die deutsdrösterreichische Partei ihr Verhalten zu redrtfertigen. In
den bis zum Ausbrucl des Krieges verbleibenden Jahren ist in den Spalten der
theoretisdren Zeitsdrrift Kampf zwar eine stärkere Betonung nationaler Argu-
mente - beispielsweise in der Frage von Minderheitenschulen - zu beobachten,

2s Z e ß n e r, Klaus; Josef Seliger und die nationale Frage in Böhmen. Sruttgart 1976,
s.67.

2a Zit. nadr H o r ak 17.
25 E b e n d a. Statistisch weniger meßbar ist die etwa seit der Jahrhundertwende bemerk-

bare fntensivierung der Beziehungen zwischen tsdredrischen und slowakisdren Sozial-
demokraten. Die anfänglidr im Rahmen der ungarisdren Sozialdemokratie entstandene
slowakiscle Arbeiterbewegung gewann seit dem Jahre 1903 immer mehr Unabhängig-
keit von der Budapester Zentrale und schloß sich daraufhin enger an die tsdrechisctre
Organisation in Prag an. So war die Gründung der Slovenske robotnidre noviny im
Jahre 1904 mit Prager Unterstützung möglich. Die Vereinigung der tschedrisdren und
slowakisdren Gruppen konnte jedocl erst nach dem Ersten Veltkrieg erfolgen. Siehe
hierzu den Beitrag von Pocisk, Janr Z dejin socialnej demokracie na Slovensku

fUber die Gesc]richte der Sozialdemokratie in der Slowaheil. In: S oukup II, 1108 ff.
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doch scheint das dabei verwendete nadonale Gedanliengut eher taktisdren als grund-
sätzlichen Überlegungen entsprungen zu sein tu. Auf dem Parteitag der deumdr-
österreidrischen Sozialdemokratie im Herbst des Jahres 1911 in Innsbruck erklärte
so auch der Vorsitzende der deutschböhmisdren Landesorganisation Josef Seliger,
der tsdrechische Separatismus werde mit dem Fortsdrritt der sozialökonomischen
Entwiddung verschwinden. Außerdem vertrat Seliger die Ansicht, daß eine \ilieder-
annäherung in dem Maße stattfinden werde, wie ,,einzelne autonomistisdre Orga-
nisationen niclt imstande sein werden, die ökonomischen Klassenbedürfnisse des
tsdredrischen Proletariats zu erfüllen 27. Die Entwicklung der nädrsten Jahre sollrc
zeigen, daß die tsd:edroslawische Parteiführung die Sentiments der von ihr ver-
tretenen Menschen und die politische Zukunft realistischer oder zumindest glüd<-
lidrer eingeschätzt hatte als die eher an der marxistischen Orthodoxie orientierte
deutsihösterreichisdre, beziehungsweise deutsdrböhmische Parteiführung.

Daß von deutsch-tschechischer Gemeinsamkeit nidrt mehr viel übrig war, zeigte
sid: dann auch während des Ersten lVeltkrieges, obwohl die Kriegs zeit, aufgrund
der Sc}ließung des Parlaments bis 1917 und der verschärften behtirdlichen Auf-
lagen zu vorsidrtigem Taktieren zwang. Als sich jedoch 1916 die Abgeordneten der
im Parlament vertretenen tsdrechisdren Parteien zu einem gemeinsamen Verband
zusammenschlossen, traten die tsdrechisdren Sozialdemokraten dieser Fraktion eben-
falls bei. Als dieser Sdrritt von der \Tiener Parteizentrale kritisierr wurde, anr-
woffete das ParteiorBan Präzto Lid,w: ,,Die Sozialdemokraten sind unteilbarer
Bestandteil des tsdredrischen Volkes. Aus diesem Grunde können wir die \fege,
weldren die tsdrechisdre Nation zu folgen beabsidrtigt, nidrt ignorieren 28." \(/as
sie sidr darunter vorstellte, geht aus dem Memorandum der tsdredroslawischen
Partei an die Stod<holmer Sozialistenkonferenz im Somm er 1917 hervor. Die tsche-
chischen Genossen forderten die Gründung eines unabhängigen uscJrecJroslowaki-
schen Staates im Rahmen einer Donaukonföderation. Interessanrerweise war in
dem Memorandum von der habsburgisdren Dynastie sdron nicht mehr die Rede 20.

Von Anfang an spielten die Sozialdemokraten im Verband der tsdredrischen
Abgeordneten neben den Agrariern eine führende Rolle, und diese Zusammen-
arbeit sollte sidr nach der Staatsgründung fortsetzen. Im Einklang mit dieser An-
näherung an die redrtsstehenden Agrarier wurden im September 1917 pro-habs-
burgische Kräfte in der Parteiführung, darunter Bohumlr Smeral, abgelöst. An
ihre Stelle traten Vertreter einer deutlidr nationalen Richtung wie Habrman, Be-
drynö, Modräöek und Prokd 30. Im Januar 1918 unterzeidrneten die Sozial-
demokraten ein gemeinsames Memorandum der drei tschedrischen sozialistischen
Parteien, worin sie einen unabhängigen tsdredroslowakisdren Staat sowie eine
Reihe von weitreidrenden sozialen und politischen Reformen forderten. Im Sep-
tember gründeten die Sozialdemohraten zusammen mit den Tsc|echischen Sozia-

76 Zeßner 69ff.
27 Parteitagsprotokoll Innsbru&
2a Zit. nach H o r ak 2L,
se Siehe Mamate j, Vicror S.

slovak Republic 1918-1948.
3o FIorak23.

l9ll. Zit. nach 7e ß n e r 75.

I L,tL a, Radomir (Hrsg.): A History of the Czedro-
Princeton 1973, S.17.

listen einen Sozialistischen Rat, der ursprünglidr dazu ausersehen war, die Ver-
sc}melzung der beiden Parteien vorzubereiten. Selbst wenn man die Ausnahme-
situation im letzten Kdegsjahr und das spätere Sdreitern dieses Vorhabens ins
Kalkül zieht, beweist das Projekt der Vereinigung mit den Tschechischen Sozia-
listen, wie qeit zumindest ein Teil der sozialdemokratisdren Führung der marxi-
stisdren Orthodoxie entwadrsen und ins nationale Fahrwasser geraren war. \flie
im Verband der Reichsratsabgeordneten wurde audr hier ein Modell für überpar-
teiliche und überparlamentarische politisdre Zusammenarbeir geschaffen, das in
der Republik weiterlebte.

I m s elb s t änd i gen t s ch e ch o slow akis clt en S t aat

Bevor wir die Funktion der sozialdemokratischen Parteien während der Ersten
Republik weiter verfolgen, sei kurz auf einige für das Verständnis ihres politischen
Verhaltens widrtige Charakteristika von Staat und Gesellschaft in der Republik
eingegangen: Der Anschluß der Slowakei und der Karpatenukraine an die histo-
rischen Länder Böhmen, Mähren und Sdrlesien stärkte zwar katholisch-klerikale
und landwirtsclaftlich orientierte Eiemente in der gesamrstaatlichen Gesellsdraft,
doch lassen die statistisdren Daten für die Republik als Ganzes einen vergleichs-
weise modernen und an \flesteuropa heranreidrenden gesellschaftlichen Entwid<-
lungsgrad erkennen. Die etwa 35 Prozent der Bevölkerung umfassende Mittel-
schidrt und das durchaus mitteleuropäischen Maßstäben entspredrende Spektrum
an politischen Parteien, deren Mehrheit einen mittleren Kurs steuene, lassen eigent-
lich keinen Ansatz zur politischen Polarisierung vermuren, wenn auch die zahlen-
mäßige Stärke der landwirtschaftlichen Bevölkerung in einer entspredrend starken
Partei reflektiert ist. Auc} das von 'Sfest nadr Ost gehende Gefälle der gesellschaft-
lichen Entwiddung hätte kaum eine Gefährdung des Staates, sondern hödrstens
eine Betonung regionaler Interessen erwarten lassen, und dodr gewannen in den
Jahren der lfeltwirtschaftskrise zentrifugale Kräfte politisches übergewicht, weil
es in den wenigen Jahren seit 1918 nidrt gelungen war und qrohl audr nidrt gelin-
gen konnte, die ethnische Stratifizierung der Gesellschaft zu überwinden. \flährend
sogenannte etablierte Staaten lebensfähige politische Systeme kennzeichnen, ge-
lang es in der ÖSR nidrt, das Nebeneinander oder Gegeneinander von ethnischen
Gruppen und Parteien zu überwinden, was nidrt zuletzt auch am Beispiel der
tschedroslowakisdren und deutschen sozialdemokratischen Parreien deutlich wird sl.

_ ln partgipolitische{.Hinsicht übernahm die Isghecboslowakische_RqpJblihjgyghl..
erge-ry!tg9-tsg.J-'egi*9*g*-el*gs*-3:*l-ese*4's-ber.rq-in Qsts're'-fuguga.a-
,villi-4ndgl--Ye_Ig4...Eine Reihe von Medranismen für die Lösung politischer Pro-

31 Siehe hierzu die ausführliche Analyse des gesellsdraftlichen und politisdren Systems der
ÖSR von Hrabf k-5amal, Maryz The Czedroslovak Republican Pany of Small-
holders and Farmers, 1918-1938. MS Diss. phil. Penn Staie University. Universiry
Park 1973, 5.59-94. Vgl. auch ihren Aufsatz ia diesem Band S. 377 tt. Die Autorin
verweist u.a. auf Sartori, Giovanni: European Polidcal Parties: The Case of
Polarized Pluralism. In: Political Pardes and Political Development. Flrsg. von Joseph
L a P al omb ara und Myron Ve in e r. princeron 1966.
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bleme vrar aus der österreidrischen Zeit übernommen worden und mußte lediglich
auf die Verhältnisse in der Republik abgewandelr werden. In erster Linie betraf
dies die politisdren Koalitionen und die Bereitschaft, ,sidr darüber zu einigen, daß
man sich einigen werde". Auch die mit der Koalitionsarbeit unmittelbar verbun-
dene Pätka (Fünferaussdruß), die bisweilen auf adrt Mitglieder ausgedehnt war,
gehörte dazu, da allein sie dazu in der Lage war, Ordnung und organisierten Kom-
promiß in die Koalitionsarbeit zu bringen. Man sollte bei der Beurteilung der
Pötka und der politischen Situation in der Ersten Republik bisweilen folgende
Vorte Rudolf Bechynös bedenken, der ein führendes Mitglied der Pätka und der
sozialdemokratisdren Partei war: ,,Es ist eine Konsequenz unserer geographisdren
Lage und der ethnischen wie sozialen und politisclen Zusammensetzung unseres

Staates, daß unsere Konflikte notwendigerweise tiefer und gefährlicher sind als
jene anderer Staaten. Die Pätka ist eine Notwendigkeit; sie ist das Gegenteil vom
Chaos, ohne die Pöilea anstatt eines Parlamentes hätten wir eine öffentliche Auk-
tion und sinnvolles politisdres Leben müßte Demagogik und Agitation weichen 32."

Dodr noch ein anderer Faktor ist zu erwähnen, wenn man dem politischen Ver-
halten in der Ersten Republik gerecht rverden will: Den Staat, vertreten durdr die
Mehrheit der am politischen Leben teilhabenden Parteien, einte der ardraische aber
ebenso reale \Tunsdr zu überleben. Obwohl der Begriffsinhalt des politischen Über-
lebens von den verschiedenen Parteien sidrerlich unterschiedlich aufgefaßt wurde -man denke nur an die in den dreißiger Jahren untersihiedliche Beurteilung der
reichsdeutschen Bedrohung innerhalb der Agrarpartei und zwischen den Agrariern
und ihren Koalitionspartnern -, führte der Vunsch nach politisdrer Zukunfts-
sidrerung zu einem Verhalten, das einfache Analyse ersdrwert oder sogar unmög-
lich rnacht. Hinsiütlidr der hier im Mittelpunkt stehenden Sozialdemokraten sind
beispielsweise Anzeichen vorhanden, die auf eine weitgehende Lösung der Partei
vom orthodox marxistischen Gedankengut hinweisen; doch weiß man nicht, ob
das Streben der Partei zur politischen Mitte grundsäelicher Natur war, oder Mittel
zum Zweclc gesamttschec}ischer Zusammenarbeit.

Gegen Ende des Krieges waren die Sozialdemokraten arq_führender Stelle daran

_U*lltgt.g"Injxfrrrsch der Tschechen 
'e9Lsg44bt9lltg-.::Ländighgrl4!!dls& 
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@ms*;;la" die-hi$*irrh. ürLiil;g a.t ri*'..t'i'Ä;
Parteien im Reichsrat, in der ein freier, demokratischer und selbständiger tsche-

drisdrer Staat und die bedingungslose Befreiung der Slowaken von ungarischer
Herrschaft gefordert wurde 88. Unmittelbar nach der Staatsgründung wurden die
Sozialde,mokraten in die Revolutionäre Nationalversammlung berufen, wo sie
nacih den Agrariern die stärkste Fraktion und in Frantilek Tomä5ek den Vor-
sitzenden stellten. Es ist bezeichnend für die später während der Auseinander-
setzung mit den Linken deutlidr gewordene Kluft zwischen der Parteiführung
und den Massen, daß die Fraktion in der Revolutionären Nationalversammlung
nidrt einen einzigen Arbeiter enthielt. Von den 53 Mitgliedern der Partei gaben

sz Zh. nach Peroutka, Ferdinand: Budoväni stätu, öeskoslovenskä politika v letedr
popievratovfcb, [Der Aufbau des Staates: Die tsdrechosl. Politik in den ersren Nadr-
kriegsjahrenl. a Bde. Prag 1933-1936, hier 8d.4, S. 1032.

33 Soukup II,10i6.
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20 ihren Beruf mit Journalist, Sdrriftsteller oder Schrifrsetzer an, 11 bezeichneten
sich als Angestellte, 10 als Partei- und Gewerksdraftsfunktionäre, 5 als Freiberuf-
ler, 4 als leitende Angestellte und 2 als Irandwirte und Ladenbesitzer 8a. \rie
_eigqqtlilf$Stilbr91lnry_öbnglg_yss {qr_sgsamtsisg:rleishischen lariglliüL_gd_9$- 
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.zu erwarten, plädierte die seit der Staatsgründung als Tsdrechoslowakisdre Soziai--AemoFtaris

' 
Programma-
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denen nur wenige die Spaltung im Jahre 1920 mitmachten.

Im Juni 1919 fanden in den böhmischen Ländern Lokalwa-hlen statt, die ersten
nad[r dem neuen Iüahlgesetz, das in der öSR das Verhaltnii*"trGAt und partei-
gebundene Kandidatenlisten einführte. Die Ergelnisse bestätigten die große Popu-
larität der beiden sozialistisdren Parteien, die-?!!4qlnen 45jt-Frfi"r d; abg*
gebenen Stimmen .rEGlten u.td ont

W-Rä;"ügsp'%'"rrrm-Tuä; bli;ti" r.i"." rozial- I
ökonomisdren Zielsetzungen hinter dem Programm seiner Partei vom Dezember \

1919 zurück. Besonders in der Frage der Verstaatlidrung wurden Abstridre gemacht. 
\

DS ::fg$:igryuß allem Anschein qach die Grqadsa!Ec_Ts!a$__vti!ssk&_d*
P okraten b.i J*r,-.rrr.r,

'!äsggtt'-.-+
helle-{'-h*Jl-Y"üler"eg,

Die Trennung zton den Kommwnisten

J m erslgr +llsemein Sewäh1tes_Ragkggllj_sarllie. &{Jgi-{uit J{ yo,J. Z 8_1 .A} ee-
qId!9I9g,IgLI"r"gIp.g. -Jusar suchte dem seiner Partei enrgeBengebrachten Verrrauen
durch eine geringfügige Erweiterung ihres Verstaatlichungsprogrammes von 1919
zu entsprechen, doch konnte er offensidrtlidr mit diesen Konzessionen nicht die
wadrsende linke Opposition innerhalb der Partei zufriedenstellen, deren Motive
einer Misclung von desillusionierter Euphorie über den für die Linke enrtäuschen-
den Machtwechsel in Ostmitteleuropa und die andauernde wirtschaftlidre Krise
entsprangen. Es ist auf alle Fäile bezeichnend für die Führuns der Tsdredroslowa_

..,:-:_-..**-**e*-+--'nF+_

kischen Sozialdemokratie, daß sie trotz der mehr ali äiJ H:ilfiälhäinäfih"n.,.

8a FIotak28.
35 Ebenda 29.
86 Ebenda.
37 Mamare j/Luta62.
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urnfassenden Linksbewegung nidrt von ihrem revisionistisdren Programm abging
unalGEer:fitE ifüKon-'zd;öäJä-a""3iä-filFä- madfi;Til;i lä-äär.ociaIistick6IistyorganisiertenrechtenGruppe

unter der Leitung Franti$ek Modräöeks. Dieser hatte wiederholt auf die Gefahr
von links hingewiesen und bereits Anfang 1919 die Trennung von den bolsdrewi-
stisch beeinflußten Genossen gefordert, dodr war er mit seiner Ansiclt in der Partei-
versammlung (ein Gremium bestehend aus den Mitgliedern der Parteiexekutive
sowie Delegierten und den Sekretären der Gebiersgliederungen der Partei) nicht
durchgedrungen. Im April 1919 verbot die Parteiführung schließlidr die Socia-
Iistick| Iisty. Danufhin trennte siclr ModräöelE von der Sozialdemokratie und
gründete die Sozialistisdre Partei des Tsdrechoslowakisdren Arbeitenden Vollies
(Socialisticka strana Öeskoslovensku lidu pracujiclho), der sidr u. a. auch der
bekannte tschedrisdre Sozialdernokrat und Kritiker des orthodoxen Marxisrnus,
Professor Josef Macek, ansdrloß. In der Gründungserklärung der rec.hten Splitter-
gruppe hieß es unter anderem: "\7ir sind Gegner des Kommunismus und des

Staatssozialismus wie auch jeglicher sozialer bürokratisdrer Organisation . . . '\ilir

befürworten die wirtschaftliche Selbstverwaltung des arbeitenden Volkes, und zwar
unabhängig vom Staat. . . IJnser Ziel ist die Umformung der kapitalistisdren Ge-
sellsdraft in eine sozialistische und kooperative Gesellsdraf.t .,.38." Man kann
sich dem Urteil eines Historikers der tsdredroslowakisdren Sozialdemokratie nur
anschließen, der auf die Fehleinsdrätzung der Bemühungen Modräöeks durch die

Parteiführung hinwies und feststellte, daß eine rechtzeitige Trennung von den

späteren Kommunisten der tschedroslowakischen Sozialdemokratie nicht jene Kata-
strophe besdrert hätte, die sdrließlich Ende 1920 nicht mehr zu vermeiden 'war 30.

Modräöek trat übrigens im Jahre L923 der von ihm vier Jahre vorher gesdrmähten

Partei wieder bei und die Episode um seine redrtsabweidrlerisdre Gruppe war bald
vef Bessen.

Trotz der drohenden Spaltung gelang es der sozialdemokratisdren Parteifüh-
rung, die auf Übernahme der Gesamtpartei eingestimmte Taktik der Linken zu
durchkreuzen. Die Führung unter Tusar, Alfred Meissner, Habrman und Bedrynd
hatte überdies die Mehrheit der Parteiversammlung und damit die meisten bezahl-
ten Funktionäre der Partei auf ihrer Seite. Mit 39 : 18 Stimmen befürwortete die

Versammlung eine Resolution, in der die Trennung von den Gefolgsleuten einer
kommunistischen RicJrtung gefordert wurde a0, dodr wich die Führung einem
Parteitag aus, da man die Linken in der Mehrheit befürchtete. Die Linken beriefen
daraufhin eigenmächtig einen Parteitag ein, auf dem jedoch die Spaltung zumin-
dest de jure vermieden wurde. Die Trennung erfolgt_e grst, als -die P?ftejl$I"rjng

an, dodr war der durdr die

w Zit. nadr B r o u ö e k, Miloslav J.: öeskoslovenskä tragedie [Die tsdredrosl. Tragödie].
Mündren 1956, S. 52.

3e FIorak 41.
ao Brouöek 57.
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flq$ qed-Vählentinrtseq weit" s.rylylse*4s*Ls*-4i939-ähl-*vl11gg*g*lä.ßj. Die
Partei mußte niclt nur für einige Zeit aus der Regierung ausscheiden und stellte
bis zum Ende der Republik keinen Regierungschef mehr, sondern verlor audr mehr
als die Hälfte ihres Stimmenanteils an die bald als Kommunistisdre Partei firmie-
renden Linken. In der Tschedroslowakei hatte die Spaltung ein zumindest zahlen-
mäßig größeres Ausmaß als in anderen mittel- und westeuropäiscJren Ländern. Es

wäre jedodr irreführend, dies allein der konservativen Haltung der Parteiführung
zuzuschreiben, denn anders als in den Nadrbarländern hatte die Partei in den

Tschechischen Sozialisten eine nidrtmarxistisdre Konkurrenz, welche das \flähler-
potential der Sozialdemokraten nadr rechts einengte.

D er o er s ucb t e W ie d, er auf b aa

Aus der Sicht der Rechten hatte die Spaltung eine Klärung im Sinne der \üeiter-
führung ihres pragmatischen Kurses herbeigeführt, obgleich die Iüähler diese Orien-
tierung niclt in dem sicherlich erhofften Ausmaß honorierten. Das Ergebnis der
'!üahl von 7925 war für die Sozialdemokraten niedersdrmetternd. Die Kommu-
nisten konnten ihre Fraktlqn _v-qa-!l arlf ..j1.Ab-seord,nelg..lahs:g. y-qr'{qppeln, dgch 

_

müssen die Sozialdemokraten nidrt nur an die Linke, sondern audr an konkurrie-
ierge6--

nisses wird durdr das relativ gute Absdrneiden der Partei beispielsweise in den bei-
den Industriezentren von Pilsen und Mährisd:-Ostrau ersdrwert, wo die Verluste
nur ungefähr 15 Prozent der abgegebenen Stimmen ausmadrten al.

Die Spaltung hatte der Partei schwer-z-u.gcs*Zt.9igJ:gggdblygäygg"-gg*3bg;.-
zu eeGlilo;ü-;ü 

-A;" K"-d;i't* *ffi;iäL-stfus$ 
bei;td';iid'. t.il' d.'

rnääjEs"
l$t.e_g_J*iblgkg3_+*Jp der Slowakei waren 116 von 128 Parteitagsdelegierten

für das Programm der Linken a2. Obwohl die Partei in den \Tahlen von 1929

einen Teil des verlorenen Terrains wiedergewann, stagnierte sie fortan mehr oder
weniger. Dashalb sei hier auf die langfristige Auswirkung der Spaltung auf die

künftige Entwicklung der sozialdemokratischen Partei und des tsdredroslovrakischen

al Ho rak 57. Die \{rahlergebnisse unterstreidren, daß eigentlidr die Sozialdemokraten
unter der nationalen Uneinigkeit in der öSR am meisten zu leiden hatten, obwohl
tschechoslowakisdre und deutsdre Sozialdemokrarcn zusammen die stärkste Fraktion
hätten bilden können. Von insgesamr 7,107 Mill. Stimmen entfielen auf die Kommu-
nisten 933 7Lt und 41 Mandate; auf die Agrarier 970 498 und 45 Mandate; auf die
Sozialdemokraten 630 894 Stimmen und 29 Mandatel auf die Volkspartei 691 238

und 31 Mandate; auf die Nationalsozialisten 609 795 und 28 Mandate; auf die slo-
wahisdre Volkspartei 489 027 und 23 Mandate; auf die Gewerbepartei 285 928 und
13 Mandate; auf die Nationaldemokraten 284 628 und 13 Mandate; auf die deutsdren
Sozialdemokraten 411 040 Stimmen und 17 Mandate; auf die deutsdren Christlich-
sozialen 3L4 440 Stimmen und 13 Mandate; auf die deutsdren Nadonalisten
240 879 Stimmen und 10 Mandate. Die übrigen kleinen Gruppen erhielten insgesamt
571 198 Stimmen und 24 Sitze; die Sozialdemokraten zusammen verfügten über
7 04t 934 Srimmen und 46 Sirze, dodr kamen diese nidrt gemeinsam zum Tragen.

4 Horak 52.

mit Hilfe der Parteiversammluns Smeral und fünfzehn andere Funktionäre der
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Staates hingewiesen: Nur 13 Jahre nadr dem großen Verlust in den \flahlen von
1925 mußte sich die Partei im Dezember 1938 auflösen und bildete den Kern der
vom Verdacht der Kollaboration mit den deutschen Besetzern nicht freien Natio-
nalen Arbeitspartei (Närodnl s,trana präce)as. rm Jahre 1945 dann, also genau
20 Jahre nadr dem Tiefpunkt von 7925, wurde von den aus dem Exil zurückgekehr-
ten Führern, die untereinander über den künftigen Kurs der Partei z"rrtrittert
waren' zusammen mit den in der Heimat verbliebenen Funktionären eine neue
Partei aufgebaut, die jedoch nicht mehr an ihre einstigen Erfolge anknüpfen konnte
und in den \Tahlen von 7946 von den Kommunisten erheblich an Stimmen über-
troffen wurde. Der nur wenig erfolgreidre \fleg der Tsdrectroslowakischen Sozial-
demokratischen Partei seit den frühen zwanziger Jahren erweckt deshalb den Ein-
drud<, als ob die in den letzten Jahren der Monardrie herangebildeten Führer der
Partei die Ziele und Anliegen der tsc}edrischen und slowakischen Arbeiterschaft
nidrt immer ridrtig verstanden hätten und ihre eigenen politischen Vorstellungen
nidrt immer glaubhaft darzustellen wußten. Daß es der Partei dennoch g.lÄg,
sidr in den späten zwanziger Jahren gleichsam an den eigenen Schnürsenkell wie-
der aufzurid:ten, lag sicherlich daran, daß die Gewerkschaftsbewegung nicht in
gleichem Maße wie die Partei vom Kommunismus erfaßt wurde, a"n ai. fSö
untereinander zerstritten und im Umgang mit den Massen unerfahren war und daß
ein Teil der Mittelklasse und Intelligenz die Sozialdemokraren nach wie vor unrer-
stützte.

Im Ansc}luß an die'sTahlniederlalm Anschlul5 an die'S7ahlniederlaee von 1925 ei
die, wie man es in ei

*{glgggv""o.I'*12ä*sissst-d"ie-.-so&14.,$'9b'*I'_i"
ißverstandenen Anlehnuns an hritisch" V""h;iii[""-er--ylq-"l3*3"*91{g"l.ll9r"*s'$rer:krdsss*Aslel*sss-=a$-*klg'st'.-Y!rbalsu:s

lnnter ,,loyale Opposition". Diese Abstinenz- von r{er Verenrsrnrtrrno in Äo'
R ;iF run s-ääe n e 

-ffi 
i" 
-jffiä*f 

92?:Ja ä:rcäq ""ä-wurää*ääilTäiläfia;a;-
i"isi;i.f :-"D-il-6;düt aä Eäü;üüro r s' i i cli. Di. J-b.#öi' t ää Eä i;Giüsgjsr siss_eh* ek m:- ryru
rorsrelcn. rjles bewel-st d]g Eqpy!*lHta*der *elg.tr_**ktrgl4slfdg_?lrlgir,. von
ca. 500 000 Mitgliedern im Jahre 1920 waren nidr d;-spärr"B eIw;"äm-ööö
übriggeblieben. 7924 war diese Zahl auf 178 ooo gesunken, stieg aber bis zum
15' Kongreß der Partei im Jahre 1927 wieder auf ca. 250 OOO 44. Außerdem ver-
:lä*€ "4jp*$"eru1d.erl*tatls_ib"*$9$+Ate.z-.u_r Natigsal-sozialislis püe!11
und erarbeitete mit dieser ein gemeinsames Programm, dar 

"i".-";tüü;; 
Alters-

versidrerun8, Subventionen für die Bauindustrie, Unfallversicherung für landwirt-
sdraftlidre Arbeiter, eine verbesserte gesetzliche Absicherung von Tarifverträgen

fir 
sowie eine alJgemeine Steuerreform forderte. Obwohl ein Teil dieser Anliegen da-

i1i mals als radikal verstanden wurde, blieben sie doch weit hinter den Parolen der

IiKommunisten zurüdr und bestätigten den evolutionären Kurs der Partei. Lediglich

ar Siehe hierzu Brandes, Detlef: Die Tsdredren unter deutschem Prorektorat. Teil 1:
Besatzungspolitik, Kolloboration und \fliderstand im Protektorat Böhmen und Mähren
bis Heydridrs Tod (1939-7942). München-T7ien 1920, S.24 ff.aa Soukup II,1340ff.

a5 Dies war der neue Name der Tsdredrisdren Sozialisten. Julius F f r t (geb. lB97), der
lange Jahre in führender Position in dieser Partei tätig war, meinte 

'legentibei-dem

Autor, daß eine Versdrmelzung der Nationalisten mit dä Sozialdemokraä" schon aus
wahlarithmedsdren Gründen damals wenig Sympathien genoß und daher eigentlich un-
wahrsdreinlidi war.
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der Austritt aus der Regierungskoalition vrurde der Offentlidrlieit als ,,Sdrritt
im Interesse der arbeitenden Klassen" erklärt a6.

Di. .dn-1eh' den."-Al*stri:t"r**s-s__{er,-S€gigrJ.sg_9rJ+"-qgli"4f!"9: konsequ.eq S.lb.r"

4l-f*-.!lgqg. del*S9älejdSgSbf+g-e" *_+hlte sidr aus. In den \flahlen von 't928, sidrer-
fi ch a"ch b eeiinsiiÄt d;'cl'- äi;Ä.iffi äd;nmie-lr"ä-a;' mffi r -
strittene Führung der KSö, konnten die Sozialdemokraten erstmals wieder mehr
Stimmen als die Kommunist
Stimmen für die Sozialdemokraten, die mit 39 Abgeordneten wieder zweitstärkste
Fraktion hinter den Agrariern wurden a7. Obwohl das Ergebnis zu einem er-
heblichen Teil der unabhängigen Selbstdarstellung der Partei als Opposition zu-
zusclrreiben war, drängten die Sozialdemohraten zurüd< in die Regierung. Zwar
machte der Paneivorsitzende, Antonin Hampl, die Rüd<kehr in das Kabinett
von der Erfüllung einer Reihe von Forderungen, die u. a. die Beteiligung der deut-
schen Sozialdemokraten an der Koalition beinhalteten, abhängig, doch kann wohl
gesagt werden, daß die Partei die Verantwortung suchte a8.

Obwohl die Quellen die folgende Vermutung nidrt eindeutig belegen, 4qrrr_
die Parteiführung bei ihren taktischen wle grundsätzliclen Uberlegungen Ende
aet 

"I"A,"?iLq{ J"htg {a"t
kratischen Partei nur durch einen Kurs redrts von den Ko,mmunisten, der audr die
\räW."*üdt"*
Kur ffienhinausgelau-
fen wäre, scheint in beiden Parteien zumindest von einer Minderheit niclt ungern
gesehen worden zu sein a0. Die tschechoslowakisc}e Sozialdemokratie sudrte aucih

der seit der Abspaltung der Kommunisten gewandelten Struktur ihrer Mitglieder
und Zielgruppen in einem neuen Programm Rechnung zu tragen, das nadr langer
Vorbereitung auf dem 16. Kongreß im Herbst 1930 verabschiedet wurde. Obwohl
die Neuorientierung reichlich verklausuliert ausgedrüd<t wurde, hielt das Pro-
gramm mit der Absage an den Marxismus linker Prägung nidrt zurück, indem es

behauptete, Sozialdemokrarcn könnten Marxisten sein, docJr sehe man ,,nichts als

zwangsläufig gegeben an, sondern betrachte alles als im Zustand dauernder Ent-
widdung und Umformung befindlidr und anerkenne weder ein Dogma noch Aber-
glaube" 60. Audr das Verhältnis zum Staat wurde auf eine Art und \7eise formu-
liert, die sowohl neue \Wähler in der Mitte des politischen Spektrums ansprechen

solite, aber aucjh dem Umstand Redrnung trug, daß eine Reihe hoher Beamter wie
auch die Spitzen des Staates zum Teil Mitglied der Sozialdemokratie waren, be-
ziehungsweise mit der Partei sympathisierten 51. Da hieß es nämlidr, die sozial-

I

t

48

47
Horak 59.
KIep etal, Flarry: Seit 1918 . . . Eine Gesdrichte der Tsdredroslowakisdren Re-
publik. Mährisch-Osrau 1937, 280 ff.
Ebenda285tf.
Vergleidre hierzu die Bemerhungen Julius F i r t s (Fußnote Nr. 45 oben) und den
Aufsatz von Detlef Brandes in diesem Band S.101 ff.
Zit, nadt S ou k u p II, 1360.
So sdrrieb B e n e $ als junger Mann regelmäßig im sozialdemokratisdren Parteiorgan
Prävo Lidu und blieb au&r später ungeadrrct seiner wohl auf Drängen Masaryks zu-
stande gehommenen Mitgliedschaft in der Nationalsozialistisdren Partei ein Vertrauter

48

49

60

51
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demokratisdre Partei ,wird die demokrarischen, staarlidren, sozialen und kulru-
rellen Institutionen ihrer Republik immer ergeben und tapfer verteidigen, und
die Unabhängigkeit der tsdrechoslowakischen Nätion wird in ih. i**.. die stärkste
IJnterstützung finden" ". Zwar wies die Partei kommunistisdre Kritik zurück,
die Sozialdemokratie habe ,,selbst den Schein marxistischer Id.eologie" hinter sich
gelassen und eine ,klassenlose, bürgerliche und Masarykianiscle Einstellung" zur
Gesellsdraft angenommen, dodr läßt sidr kaum bestreiren, daß die kommunistisch.en
Kritiker im wesentlidren den Kern der Sache getroffen hatten 5s. Lediglich die
wirtsdraftspolitischen Forderungen der Sozialdemokraten waren links, ähnelten
aber den Vorstellungen der National-Sozialisten hinsichtlich wirtschaftlicher pla-
nung und verkürzter Arbeitszeit.

1932 kündigten die Sozialdemokraten, National-sozialisten und die Volkspartei
der von dem Agrarier Udräal geleiteten Regierung die Mitarbeit, da ihrer Mei-
nung nacJr nidrt genug gegen die rapide um sidr greifende \(irtschaftskrise unrer-
nommen worden war. Die Regierung mußte umgebildet werden. Das dann unrer
Udräals Nachfolger Malypetr verabschiedete Maßnahmepaket war zwar prag-
matisch und entsprach in mancher Hinsicht dem New Deal F. D. Roosevelts, docfu
vrar es damals nidrt zuletzt das Verdienst der Sozialdemohraren, daß die Koalition
die seit Bestehen der Republik praktizierte staatliche Einflußnahme in wirtschaft-
lichen Fragen erheblidr erweirerte 5a.

rt{ In den letzten \Tahlen vor dem Ende der Republik, im Jahre 1935, konnte die

ll[ Partei nochmals an Stimmen dazugewinnen, wenn auc]r der Zuwac]x geringfügig
il| war und keine zusätzlidren Sitze im Parlament einbrachte. Dennoch isi es bemer-

tri F...":*.:t, daß den tschedroslowakisdren Sozialdemokraren jener Einbruch erspart

\\ blieb' der 1935 die deutsche Sozialdemokratie und die anderen demokratischen
1\ deutschen Parteien dezimierte.

Die Probletne der deutsdten Brwderpartei

Doch nun zur deutsdren Bruderpartei, deren Entwicklung in der Republik bisher
ausgeklammert vrurde. In der Krise der letzten Kriegsjahre und nach der Gründung
des tschedroslowaliisdren Staates hatte die von Josef Seliger geführte deutsclböhmi-
sche Partei versudrt, im Rahmen der deutsdrösterreichischen Partei die Interessen
der von ihr vertretenen Bevölherung wahrzunehmen. IJnter dem Eindruck der
nationalen Politik sowohl der tsdrechischen Genossen als auch der bürgerlichen
Parteien auf deutscher wie tsihedrisdrer Seite, sidrerlic! aber auch beeinfiußt von
Otto Bauer 5ö, waren die deutsc}en Sozialdemokraten zu der Uberzeugung ge-

führender Sozialdemokraten. Präsident Masaryk machte aus seiner Sympathie für die
Sozialdemokratie keinen Hehl und die Partei war durch zahlreicle'Miiglieder selbst
in hohen Beamtenpositionen häufig venreren.

62 Zit. nach Horak 63.
53 Horak 65 verweist auf die umfang-reidre-und polemisdre Kritik pavel Reimanns,

der dem neuen Programm der Sozialdemokratie- ein eigens zu diesem Zwe& geschrig-
benes Büdrlein widmete.s Luta/Mamarej146.

55 Brügei, Johann \folfgang: Tsdredren und Deutsche. Mündren 1967.s.29.
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kommen, daß weder die von ihnen seit dem Brünner Programm von 1899 ver-
tretene Föderalisierung Osterreidrs noc} die internationale Verständigung der

sozialistischen Parteien möglich war. Beim Zusammenbruch der Monarchie spielten

dann auch sozialdemokrarische Politiker wie Seliger und Hans Jokl eine führende
Rolle bei der Gründung deutsdrer ,,Landesregierungen" im böhmisdren Raum.

Es hat bisher, bemeffend die Haltung Seligers zur nationalen Frage und besonders

zum neuen tsdredroslowakisdren Staat, redlt untersdriedliche Deutungen gegeben,

die noch heute ein Urteil ersdrweren, zumal Seliger mitten in der politisdr.en Arbeit
im Jahre 1920 überrasc}end verstarb. Es kann jedodr heute als ggsic]lert angenom- 

.

rens und Schlesiens vom tsdredroslowakisdren Staat anstrebten. \üährend der Vor-

f i!1 e,iqgn Auqolosrieq1elg:_-?gf?qgg}Sg-:. -gbwohl es den Verantwo
halb der-_{qut'@ di. 

'ich 
1919 in-Tep P"egSSs-Aq4aL.

demokratisdre Arbeiter-Partei in der Tschedroslo*"Litü.t Bgp.gbl*JPl4Q_\gT--
;i"ri.t
lgng des $e-9$gslqyehisghs-+--$raalep-s-dqrdgrlgnd-erue.-B---elslt-rrng"Aes*rsüts$&*.
slowakischeir Vqdtält-rtfr:el na-qh,jiü-S"s"zpgsu-häf.rc,.-gab*-üe*Parrei-di-ffps"Anli-ese"u
nidrt auf, audr wenn es in den Jahren der Virtsdraftskrise oft in den Hintergrund
ffeiä-m;ßit

Seligers Naclfolger im Parteivorsitz wurde Ludwig Czech, ein aus Mähren
stammender Advokat, der ähnlidr wie Victor Adler zwisdren den nationalen Not-
wendigkeiten und internationalen Traditionen sozialdemokratischer Politik hin-
und hergerissen wurde. Czedr war deshalb mit dafür verantwortlich, daß die Partei
trotz ihrer positiven Politik gegenüber dem Staat und auch gegenüber den spezi-

fischen Anliegen der deutsdren Bevölkerung weder bei Tscledren noch Deutsdren

die ihr sicherlich gebührende Anerkennung fand 6?. \7ährend die tsc}edroslowa-
kische Partei nach der Trennung von den Kommunisten bewußt zur politischen
Mitte hin tendierte und diesem Streben auch die entspredrende programmatische
IJntermauerung gab, gelang der DSAP keine Anpassung an die gewandelte poli-
tiscle Landsdraft und eine Neufassung des schon bei seiner Beschlußfassung im

Jahre 1919 ob seines orthodox-marxistisdren Tenors antiquierten Programmes

unterblieb, obwohl diese Forderungen wiederholt an die Parteiführung herange-

tragen worden waren 68.

Die deutsdre Bevölkerung des Staates honorierte die nationale Politik Seligers

tr Siehe hierzu Zeßner 116ff.
57 Diese Ansicht besteitet Brügel in seinem Buch Ludwig Czech, Arbeiterführer

und Staatsmann, obwohl dessen ehemalige Parteifreunde \flenzel J a k s c h und Emil
Fran zel zu dodr redrt kritischen Urteilen über C zech gelangt sind.

tB Siehe hierzu Bachstein, Martin K.r Programmdiskussion und Krise in der Deut-
schen sozialdemokradsdren Arbeiter-Partei in der Tsdrechoslowakisdren Republik.
BohJb l1 (1970) 308-323. - Ders.: T{renzel Jaksch und die sudetendeutsdre So-
zialdemokrade. München I97 4,
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für bürgerlidre \7ähler zumutbaren Verhaltens überwinden konnte, gelang es der
d:"r'*.l. s"=i"J9.-ek
obwohldievahlel_yq4-1e?g1gferq+Ad*_sLqlosdgg*Spql9l__de.{=Ls
;j-t gi-gillnwffi-rl+s,ffiährend di" toct'echö-
slowahische Sozialdemokratie einen großen Teil iil;-St;mwähler an die Kom-
munisten verlor, verließen bis 1935 hauptsäcJ:lich bürgerlich orientierte bzw. über
den nationalen Verständigungskurs der Partei enttäusdrte \üähler die DSAP. Ein
Teil dieser Stimmen hätte durch einen härteren nationalen Kurs oder durch den
Austritt aus der Regierungskoalition erhalten bleiben können, es ist jedoch sehr
fraglidr, ob damit die ökonomisdr und traditionell motivierte Anziehungskraft
des Deutschen Reidres auf die deutsche Bevölkerung oder die Bedrohung des tsche-
choslowakisdren staates durch das Hitleregime aufgehört hätten.

T)iese knappen Sätze dürften den untersdriedlichen Charakter und die divergie-
rende Interessenlage der tsdredroslowakischen und deurschen Sozialdemokratie an-
deuten. Man mag dieser Feststellung enrgegenhalten, daß zumindest die sozial-
demolcratisdren Parteien den nationalen Hader hätten leiclter überwinden müssen
als ihre bürgerlichen Konkurrenten. Der ohnehin nebulöse Ausrromarxismus bot
kein realistisches Konzept, und es sei in diesem Zusammenhang an die Tatsacfie
erinnert, daß sidr in der Tschechoslowakischen Republik zuerst die bürgerlichen
und dann erst die sozialdemokratisdren Parteien über die nationalen Grenzen hin-
weg nrr politiscJren Zusammenarbeit bereitfanden. Man mag an den sogenannten
gemeinsamen Parteikongreß von Smichov im Jahre 1928 erinnern, auf dem zwar

,, eine Reihe gemeinsamer sozialpolitisdrer Forderungen aufgestellt wurde, der aber

fiiin grundsätzlichen nationalpolitischen Fragen ergebnislos geblieben war und höch-

liistens bevriesen hatte, daß die tsdrechoslowakisdre Partei die DSAP nidrt als eben-

fil 
btirtigen Partner anzuerkennen gewillt war.

Zusarnmenf assung

\Zas ist absdrließend über die beiden sozialdemokratisdren Parteien zu sagen?
Sie waren beide Bestandteil eines polidsdren Systems, das aus den Gegensätzen
des Ersten \ileltkrieges hervorgegangen war. IJnter den sogenannten Nachfolge-
staaten war die ÖSR sicherlich jener, der die meisten ungelösten Probleme Alt-
österreidrs mit auf den \feg bekommen hatte. \fährend die tsdrechoslowakische

Partei ihren nationalen Kurs nacJr Gründung der Republik fortsetzen konnte,

gesaqrtlislerryichuüsq Se?ra!&_{rsgbg!i9_-tg1gsgsg["jqe _3?iq9f_.d_.j"_9:**i'_yelk',v--

so war sie in der Republik nur nodr sozialdemokratisdre B-.p,n*g-1"*.gf*g1ggt*l4g:_
deih.it.Bera.p"'ta;qöörqAffi;ü"-qdslstet*,-!'j"*!ä*k-ffi-stffi
S ;d'. P*t.ilä;ää*r;G:äl;
tsc.hechoslawisd:e Bruderpartei vor 1918, hielt bis zuletzt treu zum Staat und
* w.ilffi
-W 

*t*tr"ia*ta *rt ir a* lf"ttt." *; @
des F'rieges d.r p"it"i rdt"t odr*t. ü

urde die tsdredroslowakische {
Partei sdrließlich vom Nationalismus der Kommunisten überholt, die eine für sich 

1

günstige Konjunhtur nadr Kriegsende gesdrickt auszunutzen verstanden. t

Gibt es für den unbefriedigenden und teilweise sogar tragisdren \feg der beiden

sozialdemokratischen Parteien stichhaltige Erklärungen? Eine Antwort auf diese

Frage isr sicherlidr nidrt leicht zu finden, denn die Krisen dieser Parteien waren oft
auctr Krisen des Staates, deren Ursprung außerhalb der Republih zu suchen war.
Es gibt aber auch Anzeichen dafür, daß die Probleme besonders der tsdrechoslowa-

kischen Sozialdemokratie, die sidr nidrt gegenüber ihren beiden widrtigsten Kon-
kurrenten, den Nationalsozialisten und den Kommunisten, in der Gunst der \fäh-
ler durdrsetzen konnte, mit dem politischen System der Ersten Republik zusam-

menhingen
Obwohl der tsdredroslowakische Staat alle Merkmale einer funktionieren-

den Demokratie aufweist funktionierende Gewaltenteilung, freie 'Wahlen,

ungehinderte Tätigkeit verfassungsmäßiger Parteien innerhalb und außerhalb des

Parlaments und staatlichen Schutz der bürgerlichen Grundredrte -, war das poli:
tisdre System dieses Staates zumindest eigenartig und nicht mit den Systemen in
Deutsdrland, Großbritannien oder den Vereinigten Staaten vergleidrbar. Von A"- i
fang an empfanden die Staatsgründer und die mit ihnen verb,undenen Parteien 

I

zumindest latente Existenzangst und tradrteten danach, das politische überleben I
des Staates zu sidrern. Dies verhinderte die zur erfolgreichen Selbstdarstellung und \
Sicherung des Staatswesens notwendige Transparenz des politischen Lebens. Die I

Verschleierung politischer Vorgärrg. b.g"rrn b"i d.r, fast te!fich bemerkbaren wei- I

ßen Seiten in zensurierten Blättern politischer Minderheitengruppen und hörte bei
der überparteilidren Zusammenarbeit der tsdredrischen Parteien in der Pätka auf,
worüber es kaum Quellen gibt und audr nadr dem \Tillen der Beteiligten keine
geben sollte. Die Pötka war weder verfassungswidrig noch sollte man ihre Tätig-
keit als undemokratisch bezeichnen, und doch war sie Teil eines Systems, das den

ihm in die \7iege gelegten Trend zur Polarisierung nidrt überwinden konnte und
das schließlidr unter Tschechen, Slowaken und Deutsdren aufgeteilt wurde.

Hat die Angst, überleben zu müssen, schließlic} das Ende des Staates bewirkt?
Sidrerlich nicht. Die Zweifel an der politischen Zukunft der Tschechoslowakischen

Republik haben aber besonders bei den im Mittelpunkt des politischen Lebens
stehenden Parteien, und hierzu gehörten die tschechoslowakisdren Sozialdemo-

i
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kraten und seit 1929 auch die deutschen, die Bereitsdraft entstehen lassen, Koali-
tionen einzugehen, in diesen Koalitionen zu bleiben, und nur politiscle Lösungen
zu suchen, die audr im Rahmen der Koalitionen verwirklidrt werden konnten. Dies
trug audr ohne reichsdeutsdren Druck nadr 1933 dazu bei, daß grundsätzlidre Pro-
bleme des Staates, besonders solche die Slowahen, Der:tschen und andere Minder-
heiten betreffend, ungelöst blieben. Für die einzelnen Parteien, auch die Sozial-
demolrraten, bewirkte der Z,wang zur Mitarbeit in der Regierung oder zumindest
in der ,,loyalen Opposition" ein Erlahmen der Bereitschaft zvr innerparteilichen
Dialektik und zur notwendigen Regeneration in der Rolle als Oppositionspartei.
In zahlenmäßig großen Parteien wie in den Vereinigten Staaten oder in Groß-
britannien konnte die Erneuerung durcJr Flügelbildungen selbst während der Re-
gierungsarbeit stattfinden - in den aufgrund der politisdren Zersplitterung kleinen
Parteien der ÖSR war dies kaum möglich und trug zur Entfremdung zwischen

1 den Parteien und ihren Stammwählern bei. Dies erklärt mit die große Niederlage

i der deutsc}en Sozialdemokratie im Jahre 1935 und die in ihrJn Konsequenzen

I ebenso unbefriedigende Bilanz der tschedroslowakischen Par,tei, die beide schließ-

I lich erkennen mußten, daß sie trotz aller Bemühungen keine Volksparteien ge-

\worden 
waren.
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DIE TSCHECHOSLO\TAKI SCHEN NATIONAL-SOZIAI-I STEN

Führer und Haushistoriker der ,,national-sozialen", dann ,,sozialistisdren" und
sdrließlich ,,national-sozialistisdren" (heute wieder ,,sozialistiscJren") Partei haben
die Geschidrte der Partei alljährlich in ihren ,,Mai-schreiben" und bei Gründungs-
jubiläen in ihren Brosdrüren zur Gesdridrte einer nationalen und sozialen Erneue-
rungsbewegung verklärt. Seit 1948 haben sich die tsdredroslowakisdren Historiker
mit ihr fast ausschließlidr unter dem Aspekt der kommunistisdren Bündnispolitik
beschäftigt. Um eine weniger parteiliche Sicht im Rahmen von Gesamtdarstellungen
bemühten sich nur Tobolka 1 für die Vorkriegs- und Kriegsperiode und Peroutka 2

für die ersten Nachkriegsjahre. Die publizierten Programme und Parteitagsproto-
kolle waren mir nicht zugänglich. Ich mußte ihren Inhalt bzw. den Verlauf aus
Darstellungen bzw. dem Parteiorgan ,,Öeskd slovo" erschließen. Die Quellen-
basis meiner Untersudrung ist deshalb besdrränkt.

1. Die National-Sozialen aor dem ErstenWebkrieg

Nacbdqm- liclr die soztaldetrrokatee,.agf*ütetq*Haia-fqldsr Parteilag.*rj-E2.els
gesamtästgrreichis4q- und_jet3lrrAtt.g4ligip_.b."e_J*;.tSl1._sgriigsjg#*ha$_es, 

-_dp_chgeJt_..
sowohl auf deutscher als audr auf tsdrechiscJrer Seite mehrerjs*p-p3g**""*:*g:{g-
duns-nätiöälä-Effi iäö;ffi ü"öäö;-n*i;-köffi "ffi Kä;ü**;ö-ää1,.1.,
ufüIil6eäüeöT'rffit.i:""üä"'Ä;üiliiflätze bilden, die sdron auf gewerkschaft-
licher Ebene zu Auseinandersetzungen und getrennten Vorgehen geführt hatte 3.

Aber die ersten Anläufe, eine nationale tschedr,ische Arbeiterparrei zu gründen,
;aEeilertef. -
Gränd.ung der Partei

Die \Vahlreform von 1896, die eine 5. Kurie mit allgemeinem \Tahlredrt ein-
führte, und die bei den \(ahlen zum Reic}srat im März 189/ entfesselten nationa-
len Leidenschaften gaben den Bestrebungen zur Gründung einer nationalen Ar-
beiterpartei neuen Auftrieb. Noclr vor der bekannten Erklärung der gewählten
fünf mdredrischen Sozialdemokraten im \Tiener Reichsrat bereitete eine Gruppe von
Prager Arbeitern und Handwerkern die Gründung einer neuen Partei vor und

I Tobolka, ZdenEk: Politicli€ döjiny öeskoslovenshiho näroda od roku 1848 do
dnelni doby [Polit. Gesdr. d. tsdredrosl. Volkes v. J. 1848 bis in unsere Zeiü.4 Bde.
Png 1932-1937.

? Peroutka, Ferdinand: Budoväni stätu [Der Aufbau des staates].4 Bde. prag
7933-7936,

3 'Whiteside, Andrew G.: Austrian National Socialism before 1918. Den Haag1962,
s. s1 f.

a Slaviöek, Karel: Piedchüdci närodniho socialismu fVorläufer des Nationalen So-
zialilmusl. I-n: Buiiöi a tvrirci [Rebellen und Erbaue{ 1897-7947.Pl:;g 1947, S.60 ff.
- Tobolk alII/2.727ff.

101

,,j

i

L




